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Einleitung 
 
Der wirtschaftliche und politische Aufstieg Chinas in den letzten beiden Jahrzehnten führt 
zwangsläufig zu Interessenkonflikten mit anderen Mitgliedern der internationalen Staaten-
gemeinschaft, wie etwa den USA, Japan, Indien und der EU. Die kleineren Nachbarländer China’s 
sehen in dem erstarkten großen asiatischen Bruder einerseits eine Chance, andererseits aber 
auch eine zunehmende Bedrohung. Das beiderseitige Verhältnis ist durch eine starke militärische 
und wirtschaftliche Asymmetrie gekennzeichnet. Seit Jahren forciert China diplomatische 
Initiativen, um das bestehende Misstrauen zu zerstreuen und langfristige Partnerschaften zu 
beiderseitigem Nutzen zu konstruieren. Das war nicht immer so. Bis zur asiatischen Finanzkrise 
in den Jahren 1997/98 war China überwiegend ein passiver Zuschauer in außenwirtschafts-
politischen Fragestellungen in Asien gewesen.  
 
Seither hat ein Paradigmenwechsel stattgefunden, der damit begann, dass China im Jahre 2000 
den ASEAN-Mitgliedstaaten vorschlug, eine gemeinsame Freihandelszone zu gründen. Im 
November 2002 ist dann auch ein entsprechendes Abkommen unterzeichnet worden, das die 
Schaffung einer ASEAN-China Freihandelszone ab dem Jahre 2010 vorsieht. China profitiert von  
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einem friedlichen Umfeld in der asiatisch-pazifischen Region und verfolgt deshalb explizit eine 
entsprechende Regionalpolitik, die es vorzieht bestehende Konflikte, wie etwa die 
Territorialansprüche im südchinesischen Meer (Paracel1 und Spartly2 Inseln) auf dem 
Verhandlungswege zum gemeinsamen Nutzen und nicht durch militärische Drohungen3 zu 
lösen. China ist daran gelegen, dass ein „friedlicher Aufstieg“ (peaceful rise) möglichst 
harmonisch bewerkstelligt werden kann. China möchte als „gütige Großmacht“ gesehen zu 
werden, weshalb sie seinen südlichen Nachbarn mit allerlei Sonderkonditionen und 
Hilfsmassnahmen unter die Arme greift. 
 
Die mit dem hohen Wirtschafts-
wachstum einhergehenden wirt-
schaftlichen und sozialen Trans-
formationsprozesse in China 
führen auch zu tiefgreifenden 
strukturellen internen und 
externen Veränderungen, die auf 
eine Anpassung strategischer 
und außenpolitischer Zielsys-
teme hinwirken. In dessen Folge 
hat China damit begonnen, ar-
beitsintensive Industrien nicht in 
sein eigenes Hinterland, sondern 
in einige ASEAN-Mitglieds-
staaten auszulagern. Der stetig 
steigende Rohstoff- und ins-
besondere der riesige Energiebedarf haben China dazu verleitet, vermehrt in ASEAN-Ländern 
direkt zu investieren. Mit beiden Handlungsmustern will China seine südostasiatischen 
Nachbarn am Wirtschaftsboom beteiligen, um das Vertrauen in China zu stärken. Ein wichtiger 
Erfolgsfaktor in diesem Zusammenhang stellen die 30-40 Millionen ethnischer Chinesen dar, die  
                                               
1 Auf die Paracel-Inseln (Xisha Qundao) erheben Vietnam, China, und Taiwan Ansprüche. 
2 Auf die Spratly-Inseln erheben Vietnam, China, Taiwan, auf Teilinseln Malaysien, Brunei und die Philippinen 
Ansprüche. 
3 Dennoch haben chinesische Marineboote am 09.07. 2007 vietnamesische Fischerboote beschossen. 
  3 
 
 
in den ASEAN-Staaten ansässig sind und, obwohl sie gesamt gesehen nur eine kleine Minderheit 
(Gesamtbevölkerung ASEAN über 600 Millionen) darstellen, wichtige Mittler und Akteure sind. 
China hat für Eliten in den Nachbarländern allgemein auch eine größer werdende kulturelle 
Anziehungskraft gewonnen.  
 
Eine detaillierte Darlegung dieser Phänomene ist hier nicht möglich. An Hand einiger 
ausgewählter Parameter in wenigen strategischen Politikfeldern sollen ausgewählte Phänomene 
synoptisch dargestellt und zur Illustration der komplexen Veränderungen herangezogen werden. 
Lediglich die Länder der ASEAN-Familie, nicht aber Südasien und Ostasien werden in die 
Betrachtung einbezogen. Hongkong und Macao sind Teil der Volksrepublik, weshalb hier andere 
Determinanten im Vordergrund stehen. Taiwan ist aus Sicht China’s eine abtrünnige Provinz, da 
die Taiwanfrage jedoch weitreichende Implikationen für den Frieden in Asien hat, kann sie im 
Rahmen dieser Betrachtung nicht ausgeschlossen werden. 
 
 
Der wirtschaftliche Aufstieg Chinas 
 
Energie- und Rohstoffversorgung 
Hohe Wachstumsraten und steigende Pro-Kopf-Einkommen bilden die Grundlage für die 
Legitimität der Einparteienherrschaft der KPCh. Um stetig hohe Wachstumsraten zu erzielen, 
braucht China Energie und Rohstoffe in erheblichem Umfange, über die es selbst nicht verfügt. 
Will China darüber hinaus zu einer regionalen bzw. globalen Großmacht werden, müssen 
zusätzlich Energie- und Rohstoffreserven in erheblichem Umfang zur Verfügung stehen, um das 
dazu notwendige Wirtschaftswachstum zu sichern. Dies verschärft den internen Druck, eine 
vorwärtsgerichtete Energie- und Rohstoffsicherungspolitik zu formulieren und umzusetzen. Da 
gleichzeitig nicht nur China sondern auch andere asiatische Staaten hohe Wachstumsraten 
aufweisen, verschärfte sich in den letzen Jahren der internationale Wettbewerb auf den Energie- 
und Rohstoffmärkten (einschließlich Nahrungsmittelmärkte). Die Sicherung seiner Energie- und 
Rohstoffversorgung ist für die Volksrepublik China eine der größten Herausforderungen. In den 
letzen Jahren hat China u.a. langfristige Liefervereinbarungen mit seinen südlichen 
Nachbarstaaten besonders Indonesien, Burma und Malaysien, aber auch Sudan, Iran, Australien, 
Brasilien, Argentinien, Chile und den arabischen Staaten abgeschlossen 
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Wirtschaftsbeteiligungen und Firmenübernahmen 
Staatliche Firmen und Firmengruppen spielen bei der Umsetzung der Energie- und 
Rohstoffsicherungsstrategie eine zentrale Rolle. Einerseits investieren diese Firmen in den 
Nachbarstaaten, sei es direkt oder im Rahmen von Beteiligungen an staatlichen inländischen 
Firmen in den Energie- bzw. Rohstofflieferländern. Nützlich sind in diesem Zusammenhang, dass 
die chinesischen Staatsunternehmen mittlerweile zu den weltweit größten Unternehmen 
überhaupt gezählt werden und im weltweiten Wettbewerb mit westlichen Unternehmen 
erfolgreich bestehen können. Unter den 20 weltweit größten Unternehmen (nach Marktwert) 
befinden acht chinesische Konzerne. China besitzt den weltweit größten Versicherer (China Life), 
die größte Fluggesellschaft (Air China), und den größten Telekommunikationskonzern (China 
Mobil). Das weltweit größte Unternehmen ist der Öl- und Gasriese Petrochina, der nach dem 
Börsengang als erstes Unternehmen der Welt den Wert von einer Milliarde US$ übertraf. Diese 
riesigen Firmen stellen ideale Partner für südostasiatische Firmen dar, bieten sie diesen doch 
modernes „know how“, Technologie, Marktzugang, günstige Kredite sowie andere 
Sonderkonditionen.  
 
Darüber hinaus verfügt China über eine Unternehmerklasse außerhalb des staatlichen Bereichs, 
die mittlerweile in Wirtschaftskreisen international für Aufsehen sorgt. Das Wirtschaftsmagazin 
Forbes zählt derzeit 66 Milliardäre in China. Personen wie Jack Ma (Alibaba Group), Pan Shiyi 
und Zhang Xin (Soho), Xu Rongmao (Shimao), Chen Zuolin (Agile) und Chinas reichste Person, 
Yang Huiyan (Country Garden mit 16 Mrd. US$ Privatvermögen) haben Vorbildfunktion in der 
chinesischen Gesellschaft. Ihre Unternehmen werden in der Zukunft auch regional an 
Ausstrahlung gewinnen und wichtige zukünftige Partner für südostasiatische Unternehmer 
werden. 
 
Handelsverflechtungen und Entwicklungshilfe 
Der Handel zwischen den ASEAN-Mitgliedsstaaten und China hat sich in den letzten Jahren 
erheblich vergrößert und erreichte im Jahre 2007 rund 190 Mrd. US$. Im nächsten Jahr wird mit 
einem Handelvolumen von 200 Mrd. US$ gerechnet, eine Höhe, die erst für 2010 erwartet 
wurde. Damit sind China und ASEAN jeweils an 4. Stelle in der Rangfolge der Handelspartner.  
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Gleichzeitig werden Zolltarife drastisch gesenkt, um die geplante Freihandelszone mit sechs der 
zehn ASEAN Mitgliedsländer4 in 2010 realisieren zu können.  
 
Chinesische Entwicklungshilfe, wenn auch nicht so umfangreich wie in Afrika, ist in Südostasien 
ein wichtiger Faktor, Vertrauen aufzubauen. Oft sind die Hilfsgelder darauf ausgerichtet 
Flaschenhälse in der Infrastrukturentwicklung zu beseitigen, was wiederum den kommerziellen 
Interessen Chinas entgegen kommt. Aber auch humanitäre Hilfe wird geleistet. China hat nach 
dem Tsunami den betroffenen kleineren Staaten unbürokratische Hilfe angeboten. Aber auch 
kleinere Gesten der Solidarität sind bei den Nachbarn willkommen, wie beispielsweise die 
Schenkung von 10 Laptop-Computern für das indonesische Außenministerium. Ebenso leistet 
auch der steigende Tourismus nach Südostasien, neben seiner wirtschaftlichen Funktion, einen 
wichtigen Beitrag zur Völkerverständigung. In China sind sogenannte „SingMaThai“-
Pauschalreisen5 für bereits 500 US$ zu haben. Der Strom von Touristen (überwiegend 
Gruppenreisen) aus Festlandchina hat in den vergangenen Jahren beständig zugenommen. 
 
 
Verschärfung des Wettbewerbs 
China’s Wirtschaftsmodell ist von Auslandsinvestitionen, von offenen Märkten und Freihandel 
abhängig. Es braucht den freien Zugang zu Märkten, solchen für Konsumgüter, als auch solchen 
für Investitionsgütern und Rohstoffen. Durch den Abbau von Handelstarifen und die Öffnung 
von Marktzugang sind natürlich südostasiatische Volkswirtschaften verstärkt unter Druck 
geraten, weil preisgünstige chinesische Waren zunehmend ihre Märkte überschwemmen. China 
befindet sich jedoch nicht nur im Wettbewerb mit den westlichen Industriestaaten und Japan, 
sondern auch zunehmend mit aufstrebenden Staaten in Asien wie Indien und Korea. Es wird 
interessant sein zu beobachten, wie China diesen inhärenten Widerspruch in Angriff nimmt, und 
dem latent vorhandenen, aber deutlich stärker werdenden, nationalistisch begründeten 
Protektionismus in den südostasiatischen Nachbarstaaten begegnen wird. 
 
 
 
 
                                               
4 Vietnam, Laos, Kambodia und Myanmar/Burma werden fünf Jahre später dem Pakt voll beitreten. 
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Der politische Aufstieg Chinas 
 
Sicherheitspolitik 
Neben den außenwirtschaftlichen Wirkungen hat der Aufstieg China’s politische, geopolitische 
und sicherheitspolitische Konsequenzen weltweit. Als Veto-Macht im UN-Sicherheitsrat hat 
China traditionell bereits eine zentrale politische Machtposition inne. Darüber hinaus ist China 
eine von vier asiatischen Atommächten. Derzeit ist Asien nicht nur die Weltregion mit den 
größten Wirtschaftswachstumsraten sondern auch mit den höchsten Zuwachsraten was die 
militärische Aufrüstung betrifft.  
 
Insbesondere der von der Volksrepublik als interne Angelegenheit betrachtete Konflikt mit 
Taiwan hat durchaus das Potenzial sich zu einem brisanten internationalen militärischen 
Konflikt auszuweiten. Nach dem Verlust der Parlamentswahlen im Januar 2008, hat die noch 
regierende (und der LI angehörende) DPP an politischem Einfluss verloren, so dass eine weitere 
Eskalation vorerst gebannt zu sein scheint. Auch hat China aus der Vergangenheit gelernt. Hatte 
China noch bei den letzten Wahlen in 2005 Raketen über die Insel abgefeuert, was letztendlich 
u.a. der DPP dazu verhalf die notwendigen Stimmen zu mobilisieren und die Wahlen knapp zu 
gewinnen, so waren diesmal im Vorfeld anlässlich des 17. Kongresses der KPCh der Olivenzweig 
gereicht und ein Angebot zu Friedensverhandlungen unterbreitet worden6. Allerdings ist auch 
die oppositionelle KMT in der schwierigen Lage, einer Bevölkerung, die, wie repräsentative 
Meinungsumfragen deutlich beweisen, den Gängeleien und Drohungen Chinas zutiefst 
ablehnend gegenübersteht, eine neue konziliantere Chinapolitik schmackhaft zu machen. Der 
Präsidentschaftskandidat der KMT, dem gute Gewinnchancen bei der im März stattfindenden 
Wahl eingeräumt wird, hat sich sehr kritisch gegenüber China geäußert (auch er kennt die 
Meinungsumfragen). Dennoch gibt China der KMT sicherlich den Vorzug vor der DPP. Nur die 
USA konnten bisher die Freiheit Taiwans glaubhaft garantieren. 
 
 
 
                                                                                                                                                   
5 In die ASEAN-Länder Singapur, Malaysien und Thailand. 
6 Dies war jedoch nicht der erste derartige Vorstoß. Es handelte sich lediglich um eine Wiederholung früherer 
Angebote zu Verhandlungen, deren Vorbedingungen für die taiwanesische Seite jedoch nach wie vor inakzeptabel 
sind. 
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Ein weiteres Sicherheitsrisiko stellt die Unterstützung von sogenannten Schurkenstaaten durch 
China dar. In der südostasiatischen Region ist dies insbesondere Myanmar/Birma. Nur aufgrund 
der Hilfe des Nachbarn konnte Birma die internationalen Sanktionen unterlaufen.7 Ohne mili-
tärische und wirtschaftliche Hilfe Chinas wäre die Militärdiktatur vielleicht bereits kollabiert. 
Die Militärregierung gibt China Zugang zum indischen Subkontinent und dem Golf von 
Bengalen.8 Birma ist auch wichtiger Holz- und Rohstofflieferant. Es wird geschätzt, dass etwa 1 
Millionen Chinesen in Myanmar arbeiten. Das Land wird mitunter als 24. Provinz Chinas 
bezeichnet. China hat ein Interesse an der Stabilisierung des Regimes. Wie unlängst auf der 
Weltbühne zu sehen, hat China zwar härtere Tonart gegenüber Myanmar angeschlagen, ist aber 
vor einer Verurteilung der Menschenrechtsverletzungen zurückgeschreckt. Dies zeigt einmal 
mehr, welch wichtige Rolle China in sicherheitspolitischen Problemstellungen bekleidet. Ohne 
China geht quasi nichts, wie auch die erfolglosen Vorstöße seitens der anderen ASEAN-
Mitgliedsstaaten beweisen. 
Wie oben schon kurz angedeutet bilden die komplexen und von vielen Seiten vorgebrachten 
territoriale Ansprüche im südchinesischen Meer (Paracel- und Spratly-Inseln) – auch hier geht 
es um vermutete Öl- und Gasvorkommen - eine weiteren potentiellen Krisenherd in der Region, 
wo China eine Kernrolle hinsichtlich einer friedlichen Lösung zukommen wird.  
 
Was den internationalen Terrorismus anbelangt, wie er insbesondere in Indonesien, Thailand und 
den Philippinen gemeinsam mit lokalen Widerstands- und Protestbewegungen auftritt, so 
scheint China diesem gefährlichen Phänomen eher mit einem Auge auf die innenpolitische 
Situation besonders in Westchina, wo die turkestanische Unabhängigkeitsbewegung aktiv ist, zu 
begegnen. 
Die Destabilisierung fragiler Staaten wie etwa Birma, aber auch die Frage, wie andere autoritäre, 
nicht-rechtsstaatliche Regime wie Vietnam, Laos, Brunei, Singapur und auch Malaysien sich 
zukünftig entwickeln, stellt für China eine große Herausforderung dar, bietet China doch 
lediglich ein autoritäres Entwicklungsmodell als Alternative zur „liberal democracy“ des Westens 
 
 
                                               
7 Neben China ist es insbesondere Indien, das die Sanktionen unterläuft und Waffen und andere Hilfsgüter an das 
Regime in Birma verkauft. 
8
 China hat zwei militärische Beobachterposten auf den Coco Inseln von Birma gemietet. 
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an. Die Erhaltung von Frieden in der Region ist eine Grundvoraussetzung für das chinesische 
Wirtschaftswachstum und den weiteren Aufstieg Chinas. 
 
Ordnungspolitik 
Eine viel grundlegendere Problematik, die mit dem Aufstieg Chinas verbunden ist, ist die 
Tatsache, dass China - in Konkurrenz zum Westen - zu einem eigenen ordnungspolitischen 
Erfolgsmodell für andere Drittweltstaaten geworden ist. Gerade der atemberaubende 
wirtschaftliche Erfolg der Volksrepublik China scheint zu beweisen, dass es sehr erfolgreiche 
autoritäre Modernisierungsalternativen zur westlichen Verbindung von Freiheit, Demokratie, 
Rechtsstaat und Marktwirtschaft geben kann. In der europäischen Geschichte sind solche 
partiellen Modernisierungsansätze bisher immer gescheitert. Eine Modernisierung à la carte 
sozusagen, ist für Liberale nicht akzeptabel, bleiben dabei doch wichtige Werte der Freiheit und 
westlich-liberale Ordnungsprinzipien auf der Strecke. 
 
Mit China dringt ein undemokratischer, nicht-liberaler Staat (keine Herrschaft des Rechts) in die 
weltpolitische Hierarchie an höchster Stelle ein. China wird Japan als zweitgrößte 
Wirtschaftsmacht vielleicht bereits in den nächsten Jahren überholen. Deutschland wird 
voraussichtlich 2008 von China als größte Exportnation der Erde abgelöst. Der rasante Aufstieg 
Chinas scheint zu demonstrieren, dass es keinen notwendigen Zusammenhang zwischen 
politisch-kultureller, institutioneller und wirtschaftlicher Modernisierung gibt. Dem westlichen 
Erfolgsrezept von Freiheit, Demokratie, Rechtsstaat und Marktwirtschaft ist nun eine Alternative 
entgegengetreten, die den Anreiz unseres Gesellschaftsmodells in der Welt mindert. Von den 10  
ASEAN-Mitgliedsstaaten sind nur zwei bis drei (Indonesien, Thailand, Philippinen) als halbwegs 
funktionierende Demokratien zu bezeichnen. Der Rest verfolgt den autoritären, un-
demokratischen Entwicklungsweg, ein Weg der Konflikte verdrängt oder sie gewaltsam 
unterdrückt. Damit scheint sich vorerst die Wahl der Systemfrage bereits beantwortet zu haben. 
Vielleicht hätte der Westen Singapur selbstsicherer entgegentreten und mehr Druck ausüben 
müssen im Hinblick auf die Einführung demokratischer Rechte (z.B. Meinungs- und 
Pressefreiheit) und Institutionen sowie rechtsstaatlicher Strukturen, die auch eine 
parlamentarische Opposition schützt und verfassungsmäßig verankert. 
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Einbindung in regionale und internationale Strukturen 
Glücklicherweise braucht China zur Fortsetzung seines Aufstiegs Frieden und offene 
Volkswirtschaften. Deshalb ist es an der Erhaltung dieser Vorbedingungen interessiert. Das zeigt  
sich konkret in der derzeit betriebenen Außenpolitik, die auf Ausgleich und Kooperation und 
nicht auf Konfrontation ausgerichtet ist. China zeigt ansatzweise, dass man bereit ist, mehr 
globale Verantwortung zu übernehmen. Chinas diplomatischen Vertretungen sind professioneller 
geworden. China ist nicht mehr passiver, sondern aktiver Gestalter von Politiklösungen, wie am 
Beispiel der Sechs-Parteien-Verhandlungen zu Nordkorea bewiesen.  
 
China ist in eine Fülle von multilateralen Kooperationsmechanismen eingebunden. China ist 
Mitglied von ASEAN + 3, und APEC, des Ost-Asien Gipfel, sowie Teil des wichtigsten sicherheits-
politischen Instruments, dem ASEAN Regionalforum. Diese Foren für regionale Kooperation9 sind 
enorm wichtig für die friedliche Gestaltung einer neuen Weltordnung, sie müssen institutionell 
besser verankert und organisatorisch gestärkt werden, um die auf sie zukommenden Konflikte 
erfolgreich zu bewältigen.  
 
Zusammenfassende Schlussfolgerungen 
Was bedeutet das oben gesagte für eine liberale Außenwirtschafts-, Entwicklung-, Kultur- und 
Sicherheitspolitik? Die Bundesregierung hat im Herbst 2007 einen neuerlichen Versuch 
unternommen, ihre außenpolitische Orientierung in Asien den veränderten geopolitischen 
Rahmenbedingungen anzupassen. . Diese geht zwar in die richtige Richtung, in dem Sinne, dass 
sie uns in Erinnerung ruft, dass Asien nicht nur aus China besteht, sondern auch aus Indien, 
Japan, Korea, Indonesien, etc., ist jedoch bei weitem nicht ausreichend, den neuen 
Gegebenheiten Rechnung zu tragen. Liberale Positionen unterscheiden sich von den dort 
genannten allgemeinen Grundsätzen einer aktiven Integrationspolitik zwar nicht wesentlich. 
Doch sollte für Liberale der Schutz der Menschenrechte, die Förderung des freien Handels und 
die Erhaltung des regionalen und globalen Friedens noch stärker in der Tagespolitik Ausdruck 
finden.  
                                               
9 China ist Mitbegründer der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SOZ), der neben Russland, auch noch 
Usbekistan, Kasachstan, Kirgisistan und Tadschikistan angehören und die ihren Sitz in Peking hat. SOZ ist die 
einzige von China gegründete multilaterale Sicherheitsorganisation und die einzige Organisation dieser Art, wo 
die USA kein Mitglied ist. ASEAN hat bereits ein Kooperationsabkommen mit SOZ abgeschlossen. SOZ ist ein 
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Die derzeit von populistischen Politikern geschürte Angst gegenüber China, die mit platten 
Parolen suggerieren, dass China unsere Arbeitsplätze wegnimmt, uns mit minderwertigen Gütern 
überschwemmt und uns langfristig in die Armut treiben wird, muss man als Liberaler aber 
ebenfalls vehement entgegentreten. Letztendlich profitieren wir Deutsche genauso von freiem 
Handel und freien Märkten. Außerdem investieren chinesische Firmen in Deutschland, schaffen 
Arbeitsplätze und tragen damit zu unserem Wirtschaftswachstum bei. 
 
In der Menschenrechtspolitik sollte man allerdings nicht die Fehler der Vergangenheit begehen 
und China schulmeisterlich Vorhaltungen machen wollen. Auch ideologisch basierte Positionen 
zu mehr Freiheit, werden keine Wirkung zeigen. Man muss strategisch „windows of 
opportunities“ nutzen und pragmatische Angebote unterbreiten, die weder unsere Grundwerte 
verleugnen, noch diese anderen aufzuzwingen versuchen. Rechtsstaatliche Initiativen der 
deutschen Seite müssen direkten Nutzen für China und seine Menschen bringen. An die Stelle 
von prinzipientreuem Idealismus, muss ein prinzipienfester Pragmatismus gesetzt werden, der 
China einbindet, der China als gleichberechtigten Partner anerkennt, der China hilft sich in die 
Weltgemeinschaft einzufügen und der China in die Verantwortung nimmt. Dies ist eine 
Gratwanderung, die erhebliches diplomatisches Geschick in der Außen- und Sicherheitspolitik 
verlangen. 
 
Als Vertreter eines humanistischen Menschen- und Gesellschaftssystems, die den freien Handel, 
Privateigentum und die Marktwirtschaft wollen, sollten Liberale sehr wohl einen kritischen Blick  
dafür haben, wo unter dem Vorwand unfairen Wettbewerbs, im Grunde mit neo-
protektionistischen Maßnahmen der Versuch unternommen wird, sich dem Wettbewerbsdruck 
partiell oder ganz zu entziehen. Wo wirtschaftliche Sanktionen angewandt werden, um ganz 
bestimmte inländische Sektoren oder Firmen vor der Schärfe des internationalen Wettbewerbs, 
wenn auch nur vorübergehen, zu schützen, sind Liberale aufgerufen, dem entgegenzutreten. 
Besonders die Entbürokratisierung und Entregelung der EU stellen in diesem Zusammenhang 
eine Herausforderung dar. 
 
 
                                                                                                                                                   
erneuter Versuch “multi-vektorieller” Diplomatie, der weniger auf Kohäsion als auf Dialog, weniger auf 
Institutionalisierung als auf informellen Interessenausgleich abzielt. 
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In der immer enger zusammenrückenden Welt, kann nur eine stärkere und intensivere 
Vernetzung und Einbindung in internationale Kooperationsmechanismen garantieren, dass 
friedliche Lösung zum gegenseitigen Nutzen der Vorzug vor gewaltorientierten Instrumenten 
gegeben wird. Dies trifft sowohl auf wirtschaftliche, als auch auf sicherheits- und 
außenpolitische Herausforderungen zu. Nur eine noch stärkere Integration Chinas in alle 
internationalen und regionalen Strukturen, kann gewährleisten, dass China zu einer 
„verantwortlichen Macht“ heranwachsen kann. Gleichzeitig muss jedoch glaubhaft demonstriert 
werden, dass die Werte, die einer freiheitlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zugrunde 
liegen, nicht eine Handelsware sind, sondern, dass ohne Rechtstaatlichkeit und Demokratie 
gleich welcher Provenienz, letztendlich die Zukunft einer offenen globalen Gesellschaft nicht 
gestaltet werden kann. 
 
Deutschland und Europe müssen eine aktivere Rolle in Asien im Allgemeinen und in Südostasien 
im Besonderen spielen. In diesem Zusammenhang ist der Einsatz aller vorhandenen 
außenpolitischen, kulturpolitischen und entwicklungspolitischen Instrumente wichtig, 
einschließlich der nicht-staatlichen Organisationen und Initiativen, wie Wissenschafts- und 
Wirtschaftsvereinigungen, Verbände, Kirchen, DAAD, Goethe Institute und ganz besonders die 
politischen Stiftungen. Es geht darum, möglichst viele gesellschaftlichen und politischen Ebenen 
anzusprechen und einzubinden, und damit dafür Sorge zu tragen,  dass alle Akteure verstehen, 
dass sich Kooperation und Integration in die Weltgemeinschaft langfristig für China und seine 
Nachbarn auszahlen. 
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